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Einleitung

Während der letzten Dekaden schienen der Abbau von Handelsbarrie-
ren und die Notwendigkeit zur ökonomischen Integration sowohl bei Ex-
pertInnen als auch bei PolitikerInnen relativ unumstritten. Protektionisti-
sche Maßnahmen wurden in diesem Kontext negativ bewertet. Seit dem
Aufstieg der Rechten wird die durchwegs positive Sichtweise von Freihan-
del im politischen Diskurs von rechtspopulistischen AkteurInnen teilweise
in Frage gestellt.1 Der politische, wissenschaftliche und mediale Main-
stream reagierte, indem er Protektionismus dem rechtspopulistischen
oder nationalistischen Gedankengut zuordnete und ihn daher als abzuleh-
nend brandmarkte. Beliebt war dabei die Gleichsetzung von Handels-
offenheit mit Weltoffenheit.2 Das Ziel unseres Beitrags ist es, die im wis-
senschaftlichen Mainstream und in den Leitmedien immer dominanter
werdende Position aufzubrechen, dass Protektionismus der rechten (oder
rechtsextremen) Ideologie zuzuordnen ist. Wir werden allerdings auch
gegen die in der europäischen Linken verbreitete Sichtweise argumentie-
ren, die davon ausgeht, dass protektionistische Maßnahmen dann fort-
schrittlich sind, wenn sie nachholende Entwicklung im globalen Süden be-
fördern soll, und rückschrittlich, wenn sie im globalen Norden eingesetzt
werden – unabhängig von den Beweggründen. Unser zentrales Gegenar-
gument ist, dass die Zielsetzung und Ausgestaltung der breiteren, zugrun-
de liegenden Entwicklungsstrategie ausschlaggebend ist (und nicht die
aktuelle Position in der transnationalen Arbeitsteilung), da sie darüber be-
stimmt, zu welchem Zweck und mit welcher Dauer letztendlich protektio-
nistische Maßnahmen eingesetzt werden.

Wir gehen in unserem Beitrag deshalb der Frage nach, welche zentralen
Motive sich für die Anwendung protektionistischer Maßnahmen über die
Zeit identifizieren lassen, wer die Trägergruppen waren und welche Fol-
gen diese Maßnahmen hatten. Zu diesem Zweck werden wir zuerst die
Geschichte protektionistischer Maßnahmen in der wirtschaftspolitischen
Praxis analysieren. Dabei zeigen wir auf, dass protektionistische Maßnah-
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men schon länger existieren, als es eine Bezeichnung dafür gibt. Danach
beschäftigten wir uns mit der theoretischen, politökonomischen Debatte
zur Frage von Protektionismus und Freihandel, um uns schließlich den
jüngsten Entwicklungen zuzuwenden und die Rückkehr des Protektionis-
mus in „rechtem Gewande“ zu analysieren. Abschließend stellen wir den
bis zu diesem Zeitpunkt diskutierten Ansätzen progressive Entwicklungs-
strategien gegenüber, die andere Ziele verfolgen. Konkret geht es um
Strategien der autozentrierten Entwicklung, die vornehmlich während der
1970er- und zu Beginn der 1980er-Jahre in Ländern des globalen Südens
theoretisch erarbeitet und praktisch umgesetzt wurden. Während der letz-
ten beiden Dekaden sind aber auch in peripheren Regionen des globalen
Nordens ähnliche Ansätze, z. B. „Community Wealth Building“, entstan-
den. Im Grunde geht es diesen Ansätzen darum, Produktion, Handel und
Konsum kleinräumiger zu organisieren, wo dies möglich ist. Das zentrale
Motiv sind soziale und ökologische Kriterien, die mit den ökonomischen
als gleichwertig angesehen werden. Während sich diese Ansätze nicht
vorrangig als protektionistisch verstehen – manche diese Bezeichnung
sogar dezidiert ablehnen –, spielen verschiedene protektionistische Maß-
nahmen dennoch bei der Umsetzung eine Rolle.3 Abschließend werden
wir gestützt auf unsere Ergebnisse die Frage beantworten, unter welchen
Bedingungen das Begriffspaar „progressiver Protektionismus“ Sinn erge-
ben kann.

Eine kurze Geschichte des Protektionismus I:
Wirtschaftspolitik in der Praxis

Handelspolitik kann die Handelsbeziehungen durch protektionistische
und andere Maßnahmen regulieren, oder sie kann Handelsliberalisierung
durch den Abbau von Handelsbarrieren vorantreiben. Protektionistische
Maßnahmen können tarifäre oder nichttarifäre Handelshemmnisse sein.
Die bekanntesten tarifären Handelsbarrieren sind Zölle auf bestimmte
Produkte oder Exportsubventionen für Produkte, deren Weltmarktpreis
unter jenem am heimischen Markt liegt. Zu den nichttarifären Handels-
hemmnissen zählen unter anderem technische Normen und Standards,
(freiwillige) Exportbeschränkungen, Importquoten, Richtlinien für die öf-
fentliche Beschaffung, z. B. die Erfüllung bestimmter Umwelt- und Sozial-
standards, sowie Klauseln, die den Anteil inländischer Wertschöpfung be-
treffen.4 Während tarifäre Handelsbarrieren während der vergangenen
Dekaden merklich im Rückgang begriffen waren und wegen des Washing-
toner Konsens und der WTO-Regeln einen Großteil ihres Einflusses ein-
gebüßt haben,5 stellen nichttarifäre Handelshemmnisse in manchen Fäl-
len noch relevante Handelsbeschränkungen dar. Folglich kann der Begriff
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Protektionismus unterschiedliche Sets von protektionistischen Maßnah-
men bezeichnen, die Handel regulieren.

Aus einer historischen Perspektive gesehen sind sowohl der Begriff als
auch das Konzept des Protektionismus relative neue Phänomene, wäh-
rend protektionistische Maßnahmen in der Praxis eine viel längere Ge-
schichte vorzuweisen haben. Denn das Vorherrschen weniger und niedri-
ger Zölle ist eine rezente Entwicklung. Es ist wichtig zu unterstreichen,
dass die gegenwärtigen Debatten zum Protektionismus diesen vor allem
als Politikinstrument von Nationalstaaten begreifen. Tatsächlich waren
Zölle in früheren Jahrhunderten auf unterschiedlichen räumlichen Ebenen
eine Selbstverständlichkeit, die von lokalen und regionalen Einheiten bis
zu großen räumlichen Zusammenhängen wie Imperien oder zwischen-
staatlichen Zollbündnissen reichten. Die Geschichte der Zollpolitik ver-
deutlicht, wie komplexe Zollregime ab dem 18. und frühen 19. Jahrhundert
schrittweise von Grenzzöllen abgelöst wurden. Zumindest bis in das späte
18. Jahrhundert waren in der überwiegenden Mehrheit der europäischen
Staaten mannigfaltige Zollgebühren zu entrichten, die innerhalb des
Staatsterritoriums auf lokaler und Landesebene eingehoben wurden und
den Warentransport teuer und langsam machten. Die Behörden des Lan-
desfürsten bzw. der Zentralregierung stellten nur eine Ebene dar, die für
die Einhebung von Zollgebühren zuständig war. Länder, Grundherrschaf-
ten und königliche Städte spielten sowohl für die Einführung, Verwaltung
und Einhebung von Zöllen als auch von Brücken- und Wegmauten eine
wesentliche Rolle.6 Die Zollgebühren wurden erst schrittweise abge-
schafft, als die Zentralisierungsbestrebungen des Landesfürsten mit den
Interessen von Großproduzenten, darunter auch Adelsgüter und Manu-
fakturen, zusammentrafen, die nach einer Ausweitung von Bezugs-, Ab-
satz- und Arbeitsmärkten strebten.

In Spanien setzte dieser Prozess im europäischen Vergleich relativ früh
ein, als zwischen 1706 und 1721 die Zölle zwischen den Gebieten der
Krone von Aragon und Kastilien aufgehoben wurden. Allerdings war diese
Politik infolge regionaler Widerstände, wie im Baskenland, mit zahlreichen
Rückschlägen konfrontiert, sodass die Binnenzölle erst im 19. Jahrhun-
dert vollständig beseitigt werden konnten.7 In der Habsburgermonarchie
wurden lokale und regionale Binnenzölle zwischen den österreichischen
und böhmischen Ländern 1775 aufgehoben und in den folgenden Jahr-
zehnten weitere Gebiete in dieses Zollgebiet einbezogen – wie Galizien
und die Bukowina (1784), Tirol und Lombardei-Venetien (1825) –, wäh-
rend Zölle zu den habsburgisch beherrschten Gebieten in Ostmittel- und
Südosteuropa – von Ungarn über Kroatien und Siebenbürgen bis zu Dal-
matien – bis 1850 bzw. 1878 bestehen blieben.8 Viele europäische Staa-
ten, darunter auch einige der weltwirtschaftlichen Zentren, begannen spä-
ter mit der Abschaffung der Binnenzölle. Allerdings kamen sie manchmal
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rascher zum Abschluss – wie das Beispiel Preußen belegt, wo Binnenzölle
bereits im Jahr 1818 komplett verschwunden waren.9 Nur in den europäi-
schen ökonomischen Zentren zwischen dem 17. und dem 19. Jahrhun-
dert, den Niederlanden und England, spielte diese innere Handelsliberali-
sierung keine nennenswerte Rolle, da Binnenzölle dort keine wichtige
Bedeutung hatten.

Die Tendenz zur Abschaffung der Binnenzölle wurde durch eine relativ
parallel verlaufende Entwicklung begleitet, die Zollgebühren an den
Staatsgrenzen zu verschärfen. Dies konnte bis zur Implementierung einer
besonders weitgehenden protektionistischen Außenhandelspolitik führen,
die Import- und Exportverbote für einzelne Waren mit der Einhebung
außerordentlich hoher Zölle kombinierte. Diese Form der Handelspolitik
erfuhr in der Habsburgermonarchie eine besonders elaborierte Ausprä-
gung, wo mit den Patenten von 1784 und 1788 das sogenannte Verbots-
system, eingeführt und – mit Abstrichen – bis zur Freihandelsära ab 1862
aufrechterhalten wurde.10 Dies ist nur ein Beispiel, wie semi-periphere
Staaten Zollpolitiken und Handelsbeschränkungen zur Förderung proto-
industrieller Entwicklung in einer global vernetzten Ökonomie einsetzten,
in der sich ab der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert zunehmend die
mechanisierte Industrieproduktion durchsetzte.

Das politische Steuerungsinstrument der Zölle war allerdings schon weit
früher für ähnliche Ziele genutzt worden. So belegte England unter König
Heinrich VII. heimische Wollexporte mit Gebühren, um als Teil einer brei-
ten Entwicklungsstrategie die komparativen Kostenvorteile zu verschie-
ben. Durch die Exportzölle auf englische Wolle verteuerte sich der Roh-
stoffbezug von Tuchproduzenten in Burgund und Venedig, während er
sich für die englische Tuchweberei verbilligte. Dadurch konnte die im Auf-
bau befindliche englische Tuchweberei ihre Wettbewerbsfähigkeit stei-
gern.11 Auch in späteren Jahrhunderten verfolgten England bzw. ab 1707
Großbritannien einen protektionistischen Entwicklungspfad: Bereits im
Jahr 1678 verbot England die Einfuhr französischer Textilien, um das in-
ländische Wollgewerbe gegenüber der französischen Seidenerzeugung
zu schützen. Als die KonsumentInnen auf den Seidenimportstopp mit dem
Kauf von indischen Baumwollstoffen reagierten, belegte die Regierung zu-
nächst die bedruckten (1700) und in weiterer Folge auch die unbedruckten
Stoffe mit einem Importverbot.12 Dies leitete jene Wirtschaftspolitik des
Zollschutzes ein, auf die sich verschiedene Regierungen seit der gewer-
bepolitischen Reform unter Robert Walpole im Jahr 1721 bis zu Großbri-
tanniens Wechsel zu einer Freihandelspolitik zwischen den 1840er- und
1860er-Jahren stützte.13

Andere Staaten folgten diesem neuen Kurs, der sich zunehmend gegen
asiatische Konkurrenten in der Textilproduktion richtete. Spanien erließ im
Jahr 1728 ein Importverbot für bedruckte Seidenstoffe und andere Texti-
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lien, die aus Asien importiert wurden. Nach einer gewissen Liberalisie-
rungsphase wurden für die Einfuhr von Baumwollstoffen in den 1760er-
Jahren ebenfalls Schutzzölle eingeführt, wodurch die entstehende katala-
nische Baumwollproduktion unterstützt wurde.14 Die bekanntesten Bei-
spiele für protektionistische Handelspolitiken stellen die Kolonialhandels-
systeme dar, die von den westeuropäischen Seeimperien im Atlantik und
Pazifik etabliert wurden. Durch weitgehende legislative und institutionelle
Mechanismen zwischen dem 16. und dem 18. Jahrhundert sollte der Han-
del der Kolonialgebiete mit dem jeweiligen Mutterland monopolisiert wer-
den. Auch wenn eine Erreichung dieses offiziellen Ziels in der Praxis
schwierig war, so entstanden dadurch einerseits starke Handelsbarrieren
sowie andererseits eine diskriminatorische Wirtschaftspolitik. Diese erleg-
te den Kolonien eine Behinderung oder ein regelrechtes Verbot zur Grün-
dung von Manufakturen und anderen protoindustriellen Unternehmen auf.
Diese Politiken wirkten auf die Kolonialzentren in Europa zurück und präg-
ten beginnend in Frankreich unter Colbert ab der Mitte des 17. Jahrhun-
derts den Werkzeugkasten merkantilistischer Wirtschaftspolitik entschei-
dend mit.15 Dies verdeutlicht, dass Protektionismus sowohl als Instrument
einer Entwicklungsagenda als auch als Teil von kolonialer Herrschaft und
Ausbeutung in Erscheinung treten konnte.

Innerhalb Europas sowie nach der Durchsetzung der Unabhängigkeit
der USA begann der Protektionismus ab den 1860er-Jahren als Instru-
ment zur Begrenzung von suprastaatlichem und globalem Wettbewerb zu
wirken, nachdem Großbritannien zu einem Verfechter des Freihandels ge-
worden war. Nach der Weltwirtschaftskrise von 1873 endete die kurzle-
bige Freihandelsära unter britischer Hegemonie, und eine Reihe von Staa-
ten in Europa und Amerika, die sowohl zum ökonomischen Zentrum als
auch der Semiperipherie und der Peripherie zählten, führten Zollgebühren
wieder ein und erhöhten bestehende Abgaben auf den Handel von Waren
an der Staatsgrenze. Die Rückkehr des Protektionismus begann im erst
kürzlich geeinten Deutschen Reich (1877) und wurde von Österreich-Un-
garn (1878-82) und Frankreich fortgesetzt. Dem Beispiel Russlands, das
die Führung innerhalb der Staaten der europäischen Peripherie über-
nahm, folgten Spanien, Rumänien (1886) und Serbien (1906).16

Der wirtschaftspolitische Paradigmenwechsel erfolgte aufgrund von un-
terschiedlichen Interessenkoalitionen und klassenbasierter Unterstüt-
zung: Während Zentrumsstaaten sich eher auf den Schutz der bestehen-
den Industrie konzentrierten, konnten auch Großgrundbesitzer ihre Forde-
rungen nach Schutz vor sowohl europäischer als auch amerikanischer
Konkurrenz durchsetzen. Diese Konstellation war in semi-peripheren
Staaten wie Österreich-Ungarn besonders stark, wo der ab 1878 imple-
mentierte Protektionismus als Allianz von „Eisen und Getreide“ in Erschei-
nung trat. Nur periphere Staaten in Osteuropa versuchten Schutzzölle
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auch zur Forcierung der Industrialisierung einzuführen, wie Rumänien
oder Serbien, allerdings mit sehr begrenzten Resultaten. Dieses Scheitern
erklärt sich jedoch gerade aus der starken Rolle adeliger Grundbesitzer,
deren Interessen bei der Konzipierung protektionistischer Maßnahmen
dominierten.17

Insgesamt wurden die Auswirkungen protektionistischer Politik äußerst
kontrovers bewertet. Neoklassische AutorInnen gestehen industriellen Er-
ziehungszöllen nur in einigen peripheren Ländern wie Mexiko, Kolumbien
und Russland in der begrenzten Zeitspanne während der Wende vom 19.
zum 20. Jahrhundert eine Rolle im Industrialisierungsprozess zu. Viel stär-
ker betonen sie hingegen die Verbindung zwischen hohen Wachstumsra-
ten des BIP und sinkenden Zöllen, selbst wenn einige ihrer eigenen Daten
vielmehr einen Zusammenhang zwischen Zollschutz und hohen Wachs-
tumsraten im späten 19. Jahrhundert nahelegen.18 Andere Autoren, die
verschiedenen theoretischen Perspektiven wie Keynesianismus, hetero-
doxer Entwicklungsökonomie oder Weltsystemanalyse folgten, kamen zu
differenzierteren Schlussfolgerungen über die Effekte protektionistischer
Handelspolitiken in Raum und Zeit. So gelang es Spanien, durch protek-
tionistische Maßnahmen sein prekäres Zahlungsbilanzdefizit im späten
19. Jahrhundert zu stabilisieren, auch wenn eine Veränderung der Struk-
tur seiner Außenhandelsbeziehungen misslang.19 Die Ergebnisse der In-
dustrialisierungspolitik des Russischen Reichs, Rumäniens und Serbiens,
die auf Schutzzölle zurückgriffen, waren im besten Fall bescheiden.20 Un-
garn wiederum erfuhr ein gewisses Ausmaß an Industrialisierung inner-
halb des Habsburgerreichs und dessen gesamtstaatlichen Protektionis-
mus, allerdings waren die von den Agrarschutzzöllen ausgehenden
Effekte bei Weitem größer.21 Dabei darf nicht übersehen werden, dass der
österreichisch-ungarische Binnenmarkt, der 1850 mit der Aufhebung der
Zwischenzolllinie zwischen beiden Reichshälften erhebliche Impulse
bekam, aufgrund der infrastrukturellen Verdichtung im späten 19. Jahr-
hundert weiter intensiviert wurde. Dadurch kam es zu einer Verstärkung
der forstwirtschaftlichen Aktivitäten Ungarns und einer stärkeren Industria-
lisierung im westlichen Teil der Monarchie, die entsprechende negative
ökologische Auswirkungen auf die östliche Reichshälfte hatte.22 Dies un-
terstreicht die Wirkung von Konkurrenz auf verschiedenen räumlichen
Ebenen, von denen das Territorium des Gesamtstaats nur eine war.

Tatsächlich scheinen protektionistische Tendenzen viel zu kurzlebig und
in ihrem Ausmaß begrenzt gewesen zu sein, um die massiv sinkenden
Transportkosten, sowohl zu Land als auch zu See, auszugleichen, die sich
seit der Verbreitung von Dampfschiff und Eisenbahn ab der Mitte des 19.
Jahrhunderts deutlich bemerkbar machten. Die wachsende Divergenz
zwischen Ökonomien auf globaler Ebene, die unter anderem durch die
starke Deindustrialisierung in Asien und einigen osteuropäischen Regio-
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nen ausgelöst wurde, wird gewöhnlich eher mit der technologischen Inno-
vation als mit den institutionellen und sozialen Bedingungen in Verbindung
gebracht. Erst die Weltwirtschaftsdepression ab 1929 kehrte diesen Glo-
balisierungstrend um.23

Die Auswirkung von Globalisierungsprozessen auf einzelne Ökonomien
ist ebenso wie der Erfolg protektionistischer Maßnahmen von mehreren
Faktoren abhängig: Während Handelsmuster und die in Reaktion auf die
globale Verflechtung gesetzten politischen Maßnahmen als die beiden
wesentlichen Faktoren für Globalisierungseffekte gelten,24 so ist die Wirk-
samkeit protektionistischer Maßnahmen von der Marktgröße, der geogra-
fischen Lage, der infrastrukturellen Anbindung, der Zusammensetzung
des Humankapitals, der Ressourcenausstattung und der geopolitischen
Stärke bedingt. Insbesondere der letzte Faktor ist bedeutend, weil da-
durch verdeutlicht wird, dass Protektionismus kein politisches Instrument
war und ist, das unabhängig von internationalen wie gesellschaftlichen
Machtasymmetrien eingesetzt werden konnte und kann. Zum Beispiel
übte die österreichisch-ungarische Regierung enormen Druck auf Rumä-
nien und Serbien aus, als diese Staaten in den Jahren 1886 bzw. 1906
protektionistische Maßnahmen einführten.25 Die schärfste Ausprägung er-
hielt diese Wirtschaftspolitik in Kolonialreichen oder aber unter informel-
len, quasi-kolonialen oder neo-imperialen Abhängigkeitsverhältnissen.
Ungleiche Handelsverträge europäischer Mächte, wie sie Großbritannien
mit dem Osmanischen Reich (1839) oder mit China nach den Opiumkrie-
gen und Japan schloss, belegen dies eindrücklich.26 Umgekehrt zeigten
linke AktivistInnen und PolitikerInnen – insbesondere SozialdemokratIn-
nen in Belgien, dem Deutschen Reich, der Schweiz, Italien und Öster-
reich-Ungarn – um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert Skepsis ge-
genüber protektionistischen Zugängen, da sie steigende Lebenshaltungs-
kosten für ArbeiterInnen befürchteten.27 Dieser Abriss einer Geschichte
des Protektionismus zeigt somit, dass es zahlreiche Beispiele gibt, in
denen Regierungen Zölle als Teil einer Entwicklungsstrategie einsetzten.
Diese protektionistischen Maßnahmen wirkten freilich nicht als Elemente
einer progressiven Strategie, die sich der Lösung oder Verminderung so-
zialer, räumlicher und ökologischer Ungleichheiten und Prekarität auf
weltweiter Ebene verschrieben hatte.

Eine kurze Geschichte des Protektionismus II:
Theoretische Debatten

Seit dem Anbruch der Industrialisierung befürworteten die liberalen An-
sätze des ökonomischen Mainstream Freihandel. Einer ihrer frühesten
Vertreter war Adam Smith. Ende des 18. Jahrhunderts formulierte er jene
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Idee, die zur Grundlage der klassischen Ökonomie wurde, nämlich dass
eine Vergrößerung des Marktes die Entfaltung einer effizienteren Arbeits-
teilung bewirken würde. Auf dieser Basis sprach er sich für die Reduktion
von Handelsbarrieren aus, wobei zu berücksichtigen ist, dass sich Smiths
Argument gegen die diskriminatorischen Kolonialhandelssysteme der
westeuropäischen Seemächte mit ihren Monopolgesetzen wandte. Darü-
ber hinaus argumentierte er, dass der absolute Kostenvorteil für die eige-
ne Handelsspezialisierung bestimmend werden sollte. Jedes Land solle
sich auf jenes Exportgut oder jene Exportgüter spezialisieren, die effizien-
ter, d. h. in weniger Arbeitsstunden, produziert werden konnten als in an-
deren Ländern. David Ricardo entwickelte diese Theorie weiter. Er führte
aus, dass eine Spezialisierung von Land A und Land B mit anschließen-
dem Güteraustausch auch dann Sinn ergäbe, wenn die Arbeitsproduktivi-
tät von Land A in allen Bereichen höher wäre als von Land B, weil so auf
beiden Seiten Arbeitsstunden eingespart werden könnten. In seinem be-
rühmten Beispiel verdeutlichte er dies anhand von britischem Tuch und
portugiesischem Wein. Die Annahme wurde zum Leitprinzip der klassi-
schen Handelstheorie. In der Neoklassik wurde dann die unterschiedliche
Faktorausstattung (und nicht mehr die Arbeitswerttheorie) herangezogen,
um unterschiedliche Handelsspezialisierungen zu erklären. In der Zwi-
schenkriegszeit argumentierten Heckscher and Ohlin, dass sich Länder,
die relativ viel von einem Produktionsfaktor besitzen – zum Beispiel von
Arbeit, Boden oder Kapital –, auf den Export von Gütern spezialisieren
werden, die diesen Faktor intensiv nutzen. Für diese vorteilige Spezialisie-
rung würde der Freihandel sorgen, der deshalb dem Protektionismus vor-
zuziehen sei.28

Moderat liberale, entwicklungszentrierte Ansätze formulierten Kritik ge-
genüber den liberalen Ansätzen. Erstens wurden mehrere Einwände
gegen klassische und neoklassische Annahmen vorgebracht, die die Vor-
züge des Freihandels begründeten. Zum Beispiel gingen Smith und Ricar-
do unabhängig vom gehandelten Produkt von konstanten Skalenerträgen
aus. Das Graham-Paradoxon bewies aber später, dass die Massenpro-
duktion von Industriegütern die Produktionskosten pro Einheit mit steigen-
der Produktion verringert, während es sich bei Agrargütern genau umge-
kehrt verhält. Außerdem wurde für lange Zeit vom Mainstream nicht
diskutiert, wie die zukünftige Entwicklung eines Landes durch Spezialisie-
rungsmuster beeinflusst wurde.29 Die letzten beiden Punkte waren große
Anliegen des lateinamerikanischen Strukturalismus. Wichtig war in des-
sen Kontext die Prebisch-Singer-These. Diese war zu Mitte des 20. Jahr-
hunderts formuliert worden und ging davon aus, dass sich die terms of
trade von Agrargütern gegenüber Industriegütern im internationalen Han-
del laufend verschlechtern würden. Aus diesem Grund argumentierte Pre-
bisch für die Notwendigkeit der importsubstituierenden Industrialisierung
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(ISI) Lateinamerikas, die auch durch Protektionismus abgestützt werden
sollte.30 In den letzten Jahren wurde die Allgemeingültigkeit der These al-
lerdings widerlegt und diese auf der Grundlage neuer Forschungsergeb-
nisse güterbasiert differenziert. Anstatt von einer konstanten Tendenz zur
Verschlechterung der terms of trade für Agrargüter und Rohstoffe wurden
zyklische Trends zwischen dem späten 19. Jahrhundert und dem frühen
21. Jahrhundert ausgemacht.31

Der Entwicklungsökonom Erik Reinert betonte mit Verweis auf Graham
und Singer allerdings die durch die Spezialisierung auf Produktionssekto-
ren mit sinkenden bzw. steigenden Erträgen entstehenden Ungleichheiten
und plädierte daher für eine durch protektionistische Maßnahmen forcierte
Situation imperfekten Wettbewerbs im Industriesektor auf globaler Ebene.
Ziel dabei müsse sein, die Entstehung von marktbeherrschenden Indus-
triebetrieben in den Zentrumsländern zu verhindern, indem durch Zollpoli-
tik die Entstehung von eigenen Industriesektoren in den peripheren Län-
dern gefördert werden sollte.32 Der springende Punkt sowohl von Graham
als auch dem darauf aufbauenden Reinert ist, dass Protektionismus nicht
als temporäres politisches Paradigma im Sinn von Lists Erziehungszöllen
konzipiert ist, sondern als dauerhafte Einrichtung zur Regulierung von
Austausch und Produktionsprozessen dienen soll. Dieser Punkt wurde
von List nicht berücksichtigt, da dieser immer noch konstante Produktions-
kosten pro erzeugter Einheit angenommen hatte.33

Weitere Kritikpunkte an neoklassischen Annahmen kamen im Zuge der
neoliberalen Globalisierung an die Oberfläche. Transregionale und globa-
le Integrationsprozesse würden Zentrum-Peripherie-Muster unter be-
stimmten Umständen verstärken, zum Beispiel wenn Skalenökonomien,
sinkende Transportkosten und eine stark ungleiche Verteilung von Kapital
und Arbeit zusammen aufträten oder ein kleines Land nur über einen be-
schränkten Markt verfügte.34 Allerdings wurde auch argumentiert, dass
auch und gerade unter perfektem Wettbewerb die natürliche Ausstattung
einer Region oder eines Staates nicht voll ausgeschöpft werden könnte.
Das neoklassische Konzept der Faktorausstattung sei zu statisch, da Ver-
änderungen von Produktionsprozessen, Technologien und Güterketten in
zeitlicher Perspektive nicht genügend berücksichtigt würden.35 In den letz-
ten Jahren wurden in der Debatte rund um wirtschaftliche Komplexität
manche der strukturalistischen Grundannahmen weiterentwickelt, andere
widerlegt. Die Gegenüberstellung von Rohstoffexporteuren und Industrie-
güterexporteuren sei verfehlt. Vielmehr sei es so, dass die in ihrer ökono-
mischen Komplexität am weitesten fortgeschrittenen Länder Güter aller –
oder zumindest vieler – Kategorien herstellen und exportieren können,
während Länder mit geringer ökonomischer Komplexität vorrangig Güter
produzieren, die auch viele andere Länder herstellen. Die Frage nach den
Ursachen dieser unterschiedlichen Produktions- und Handelsmuster wird
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in diesem Diskussionsstrang allerdings ungenügend behandelt.36 Wäh-
rend Handel in den Wirtschaftswissenschaften also weiterhin als wichtiger
Anreizgeber für wirtschaftliches Wachstum gilt, wird von manchen For-
scherInnen kritisiert, dass die Gewinne internationaler Handelsbeziehun-
gen üblicherweise nicht gerecht verteilt sind – weder zwischen Ländern,37

noch zwischen Bevölkerungsgruppen innerhalb einzelner Länder.38

Zweitens haben Wissenschaftler wie Ha-Joon Chang und Robert
Wade39 argumentiert, dass die Freihandelstheorie nicht immer in die Pra-
xis umgesetzt wurde, wie von ihren BefürworterInnen eingefordert wurde.
In diesem Zusammenhang hebt Chang hervor, dass „fast alle heute entwi-
ckelten Länder irgendeine Form des Schutzes junger Industrien praktiziert
haben, als sie sich in Aufholposition befanden. Interessanterweise waren
es das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten, die Schutzzölle
am aggressivsten einsetzten“.40 Aus diesem Grund erklärte der deutsche
Ökonom Friedrich List in den 1840er-Jahren, dass „Großbritanniens Frei-
handelspredigten an relativ zurückliegende Nationen wie Deutschland
und den USA wie das Wegstoßen der Leiter“ wäre.41 Im Grunde ließen
sich Alexander Hamilton in den USA und Friedrich List von Großbritannien
inspirieren. Als Alexander Hamilton für die USA den Ansatz des Schutzes
junger Industrien erarbeitete (der später fälscherweise Friedrich List zuge-
schrieben wurde), war Walpoles Politik sein Vorbild.42 Das zentrale Argu-
ment ist dabei, dass die Entwicklung von Produktionskapazitäten Zeit be-
nötigt. Es ist dementsprechend in der Anfangsphase nötig, jungen
Industrien Schutz durch Zölle, Subventionen und Investitionsregulierun-
gen zu gewähren. Sogar der neoklassische Ökonom Ohlin räumte mit
dem Verweis auf List ein, dass Zollschutz für junge Industrien für nachho-
lende Entwicklung notwendig sein könnte. Friedrich List betonte – über
Hamiltons Argument hinausgehend –, dass die wirtschaftliche Dynamik
eines Landes binnenorientiert sein und auf den Aufbau enger Verflechtun-
gen zwischen den unterschiedlichen ökonomischen Sektoren abzielen
sollte. Darüber hinaus wäre die Schaffung eines institutionell und politisch
abgestützten Raumes nötig, um eine effizientere Arbeitsteilung zu entwi-
ckeln. Aus diesem Grund sprach sich List für die Schaffung einer Zollunion
aus, die später als Deutscher Zollverein in die Geschichte einging. Handel
ist aus dieser Perspektive sinnvoll, weil er die Entwicklung der Produktiv-
kräfte befördert. Allerdings trat List für eine Regulierung des Handels von
Gütern ein. John Maynard Keynes setzte sich dann einige Jahrzehnte
später auch für die Kontrolle von Finanzflüssen ein.43 Ende des 20. Jahr-
hunderts erlangte das List’sche Gedankengut dann im Zuge der Analyse
der ost- und südostasiatischen Entwicklungsstaaten neue Aktualität.44

Aus einer Klassenperspektive zogen Karl Marx und Friedrich Engels an-
dere Schlüsse in Bezug auf die Freihandels-/Protektionismusfrage. In sei-
ner „Rede über die Frage des Freihandels“ (1848) stellte sich Karl Marx
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gegen die Anti-Corn-League, die große Manufakturbesitzer geformt hat-
ten. Diese hatten den ArbeiterInnen billigeres Brot als Folge der Abschaf-
fung der Getreidezölle versprochen, damit ihre Forderung breitere Akzep-
tanz bekäme. Im Jahre 1846 konnten sie ihre Interessen erfolgreich
durchsetzen. Karl Marx jedoch hielt fest, dass die ArbeiterInnen genau
verstehen würden, dass der eigentliche Konflikt zwischen Großgrundbe-
sitzerInnen und FabrikantInnenen bestünde. Letztere wollten die Zölle –
und somit den Preis für Brot – nur senken, um die Löhne der ArbeiterInnen
verringern zu können und, letztendlich, ihre eigenen Profite zu erhöhen.
Aus diesem Grund kritisierte Marx die Folgen des Freihandels, weil da-
durch die Preise für alle Waren verringert würden – auch jener der Ware
Arbeitskraft. Die Löhne würden relativ gesehen sogar noch mehr fallen als
die Preise für andere Waren. Marx identifizierte den folgenden zugrunde
liegenden Mechanismus: Wenn das produktive Kapital wächst und sich
zunehmend auf den Export ausrichtet, wird das gesamte Wirtschaftssys-
tem krisenanfälliger, weil die Nachfrage auf ausländischen Märkten
schwieriger vorherzusagen ist. Die häufiger auftretenden Krisen beschleu-
nigen die Konzentration des Kapitals und das Anwachsen des Proletari-
ats. Dies erhöht den Wettbewerb zwischen den ArbeiterInnen und führt zu
einer Verringerung ihrer Löhne, während sich die Arbeitslast für jene in Ar-
beit erhöht. Marx schlussfolgerte, dass „die Arbeiter unter diesem Freihan-
del von der ganzen Härte der ökonomischen Gesetze getroffen werden“,
solange die Spaltung zwischen Lohnarbeit und Kapital fortbesteht.45

Während Marx Freihandel aus der Perspektive der ArbeiterInnen kritisch
sah und auch einwandte, dass Freihandel es manchen Ländern erlaubt,
sich auf Kosten anderer Länder zu bereichern, war er auch Protektionis-
mus gegenüber skeptisch. Dieser diene nur dazu, Großindustrien in einem
Land aufzubauen, was zu einer Abhängigkeit vom Weltmarkt führen
würde und folglich die Länder von Freihandel abhängig machen würde.
Außerdem beobachtete Marx, dass Protektionismus die innere Konkur-
renz auf nationaler Ebene anfachen würde. Insgesamt sah er Protektionis-
mus als konservativ, Freihandel als zerstörend an, weil letzterer die Wider-
sprüche zwischen Proletariat und Bourgeoisie verstärkte und somit die
soziale Revolution beschleunigen würde. Nur auf Grundlage dieser Ein-
schätzung sprach er sich für Freihandel aus.46 Eine andere interessante
Beobachtung machte Friedrich Engels (1888) in der Einleitung zu der US-
amerikanischen Ausgabe zu Marx’ „Rede über die Frage des Freihan-
dels“. Er strich hervor, dass die britischen Fabrikanten, als sie hinter die
US-amerikanischen Produzenten gefallen waren und die deutschen Pro-
duzenten dabei waren, sie hinter sich zu lassen, plötzlich ihren Glauben an
den Freihandel verloren hatten und nach protektionistischen Maßnahmen
riefen.47 Marx und Engels interpretierten die Auseinandersetzungen um
Freihandel und Protektionismus also vorrangig als Auseinandersetzungen
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zwischen unterschiedlichen Kapitalfraktionen, die für den Kampf der Ar-
beiterInnen nur von sekundärer Bedeutung wären.

Die zwei Weltkriege und der Ausbruch der globalen Wirtschaftskrise von
1929 beendeten die längere Phase exportbasierter nationaler Entwick-
lungsstrategien mit steigender Weltmarktintegration ab den 1860er-Jah-
ren. Nach dem Zweiten Weltkrieg setzen sich sowohl in Europa als auch in
peripheren Regionen wie Lateinamerika binnenmarktorientierte Entwick-
lungsmodelle durch, die den nationalen oder regionalen Markt als zentra-
les Feld der Akkumulation nutzten. In Lateinamerika wird diese Phase
rückblickend als jene der „importsubsitutierenden Industrialisierung“ (ISI)
bezeichnet. Sie geht von der zentralen Annahme aus, dass Industrialisie-
rung zentral für nachholende Entwicklung ist und zeichnet sich durch eine
starke Ausweitung der Staatsintervention durch Wirtschafts- und Sozial-
politik aus. Die Industrialisierung wurde dabei durch staatlichen Schutz –
also protektionistische Maßnahmen – der lokalen bzw. nationalen Produk-
tivkräfte erreicht, mit dem Ziel, dass Importe durch heimische Produktion
ersetzt werden könnten. Heute wird dieses Modell kontrovers diskutiert.
Während positivere Einschätzungen hervorheben, dass die ISI zu einer
Ausweitung der Beschäftigung führte, nationale Industriesektoren hervor-
brachte und die Außenabhängigkeit reduzierte, wurde von anderer Seite
kritisiert, dass diese Entwicklungsstrategie zu hohen Preisen für Industrie-
güter und großer Verschuldung geführt habe. Die Außenabhängigkeit sei
nicht gesunken, sondern habe nur eine andere Form angenommen.48 Die
Durchsetzung und Ausweitung des Neoliberalismus während der 1980er-
und 1990er-Jahre – gestützt durch den Internationalen Währungsfonds
und die Weltbank – beendeten schließlich die Phase intensiver Staatsein-
griffe (nicht nur in Lateinamerika).

Während der letzten beiden Jahrzehnte wurde schließlich eine kontro-
versielle Debatte über das Verhältnis von Protektionismus zu Wirtschafts-
nationalismus geführt. Laut Pryke (2012, S. 290) „sollte ökonomischer Na-
tionalismus als der Versuch verstanden werden, Volkswirtschaften im
Kontext von globalen Märkten zu unterstützen und zu schützen“. Auf
Grundlage dieser Definition argumentiert Pryke, dass Wirtschaftsnationa-
lismus im 19. Jahrhundert entstanden war und während der 1950er-Jahre
zu einer zentralen Staatspolitik wurde. Er betont allerdings, dass die wach-
sende Weltmarktintegration nach dem Zweiten Weltkrieg „die Realität und
die Ideologie von Volkswirtschaften letztendlich untergrub“.49 Deshalb ist
Wirtschaftsnationalismus für Pryke ein Phänomen der Vergangenheit.50

Viele kritische, linke WissenschaftlerInnen argumentieren, dass „progres-
siver Nationalismus“51 oder „linker Nationalismus“52 einen Widerspruch in
sich darstellen würden und kritisierten auch den „methodologischen Natio-
nalismus“, der dem neuen Entwicklungsdenken („new developmentalism“)
zugrunde lag.53 Dementsprechend sind sie skeptisch gegenüber Wirt-
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schaftsnationalismus, der vorgibt, „die“ nationalen Wirtschaftsinteressen
gegenüber Drittstaaten und transnationalen AkteurInnen zu schützen und
auch Fragen der Klasse, Ethnie und des Geschlechts nicht berücksichtigt.
So kritisiert zum Beispiel Pradella (2014) Friedrich List wegen seiner natio-
nalistischen Position. Allerdings liegt nach Shulman (2000, S. 373)

„der nationalistische Inhalt von Lists Analyse nicht in seiner Forderung
nach protektionistischer Außenwirtschaftspolitik, sondern in seiner Beto-
nung der wirtschaftlichen Entwicklung als eine Reflektion des und eines Mo-
tors für das nationale Aufstreben. Diese identitätsgetriebene nationalistische
Obsession mit Außenwirkung und Prestige befördert den Wunsch nach ei-
ner Außenwirtschaftspolitik, die den Reichtum der Nation maximiert.“54

Aus Shulmans (2000) Perspektive gehören aber Wirtschaftsnationalis-
mus und Protektionismus nicht zwingend zusammen. Vielmehr kann eine
Nation nationalistische Ziele wie Autonomie, Einheit und ausschließende
Identität durch wirtschaftliche Geschlossenheit oder Offenheit verfolgen,
abhängig von der eigenen Wirtschaftsstärke.55 Becker (2019) teilt diese
Position und unterscheidet in diesem Zusammenhang zwischen „Freihan-
delsnationalismus“ und (protektionistischem) „Wirtschaftsnationalismus“
(siehe unten). Eine historisch-empirische Analyse unterstützt diese Diffe-
renzierung: Eine Reihe von neu entstandenen Staaten mit einer wirt-
schaftlich peripheren Position wandte sich in der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts wirtschaftsnationalistischen Politiken zu, um Entwicklungs-
strategien zu implementieren. Auch wenn der in der Region zwischen
1860 und 1910 dominante gesellschaftsliberale Wirtschaftsnationalismus
gleichermaßen die Förderung der Industrialisierung und die Modernisie-
rung der Landwirtschaft durch Schutzzölle für beide Sektoren verfolgte, so
waren nicht-wirtschaftliche ideologische Motive in diesen Entwicklungs-
programmen durchaus präsent.

Alle Bewegungen und Staaten, in denen diese Programme verwirklicht
werden sollten – angefangen beim russisch regierten Königreich Polen
über das ab 1867 autonome Ungarn bis hin zum unabhängigen Rumänien
– waren von einer starken Verbindung zwischen der Förderung wirtschaft-
licher Entwicklung einerseits und der Stärkung nationaler Identitäten im
Kontext räumlicher und sozialer Machtansprüche andererseits gekenn-
zeichnet. Dies konnte zu einer inklusiven nationalen Entwicklungsstrategie
wie in Ungarn führen, wo jüdische BürgerInnen gleichberechtigter Teil einer
unternehmerischen Elite, aber auch der ArbeiterInnenschaft werden konn-
ten. Gleichzeitig bestanden Friktionen im multikulturellen Ungarn, wo Slo-
wakInnen, RumänInnen, SerbInnen und – unter einer autonomen Regie-
rung – KroatInnen lebten und sich eine „ethnische Arbeitsteilung“ ausbilde-
te. In einem weit konfliktiveren Kontext stand die wirtschaftsnationalistische
Strategie in Rumänien, wo antisemitische Haltungen Juden und Jüdinnen
vom sozialen und wirtschaftlichen Entwicklungsprojekt ausschlossen.56
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Somit war die Idee des Wirtschaftsnationalismus historisch mit der Ent-
stehung der Nationalstaaten und in vielen Fällen mit politischer Repressi-
on nicht-homogenisierter Gruppen der als Nationen gedachten Gesell-
schaften verbunden. Diese Differenzierung zwischen einem engen extre-
mistischen Konzept, das auf Exklusion auf der Grundlage ethnischer Kri-
terien abzielte, und einem auf die gesamte Gesellschaft ausgerichteten
Entwicklungsprojekt, wenn auch immer noch innerhalb nationaler Grenzen
verstanden, muss behutsam überprüft werden. Sicher kann Protektionis-
mus Elemente von Nationalismus enthalten, wie die historischen Beispiele
von Kanada über das habsburgisch regierte Galizien bis zum habsbur-
gisch beherrschten, aber ab 1867 autonom verwalteten Ungarn belegen.57

Handelsbarrieren mögen Hand in Hand gehen mit einem nationalistisch
motivierten Zwang, nationale Produkte zu konsumieren. Um die Legitimie-
rung nationalistischer Einstellungen zu vermeiden, muss eine progressive
Strategie vorsichtig sein, eine raumzentrierte Entwicklungsstrategie ohne
den extremistischen Hang zu Feindseligkeit und Exklusion von allem, das
im Verhältnis zu einer gewissen Gesellschaft oder einem Staat als extern
aufgefasst wird, zu formulieren.

Die „Rückkehr“ des Protektionismus

Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007/2008 begannen euro-
päische WissenschaftlerInnen und PolitikerInnen zu diskutieren, ob die
Folge eine partielle Umkehrung der Globalisierung wäre, wie es nach der
Wirtschaftskrise der 1930er-Jahre der Fall war. Jedoch stellte Pryke
(2012, S. 290) fest, dass kein allgemeiner Anstieg von Protektionismus auf
globaler Ebene zu verzeichnen war:

„Die Finanzkrise von 2008 erforderte massive staatliche Hilfe für die inlän-
dischen Banken und Industrien, aber das Bestreben lag darin, den weiteren
Schwung der wirtschaftlichen Globalisierung zu ermöglichen, nicht in deren
grundlegender Hinterfragung oder in ihrer Umkehrung. Selbstverständlich
werden die Turbulenzen des Kapitalismus weiterhin politische Reaktionen
hervorbringen – nationalistische und andere –, aber das ist etwas ziemlich
anderes als ‚Wirtschaftsnationalismus.“58

In den darauffolgenden Jahren schlugen jedoch in Europa unterschiedli-
che politische Lager immer häufiger die Einführung protektionistischer
Maßnahmen vor. Im Folgenden werden wir einen Überblick über die unter-
schiedlichen Vorschläge liefern, bevor wir uns den progressiven Alternati-
ven zuwenden.
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Rechter und konservativer Protektionismus

Als nationalistische PolitikerInnen in den USA und in mehreren europäi-
schen Staaten an die Macht kamen, attackierten sie Freihandel rhetorisch
und ließen ihren Worten zum Teil auch Taten folgen. Dies betrifft insbe-
sondere den in Eskalation befindlichen Handelskrieg zwischen den USA
und China,59 während innerhalb der EU rechtsextreme Parteien unter-
schiedliche Positionen eingenommen haben. In einer kürzlich für die Ar-
beiterkammer verfassten Studie zeigt Joachim Becker (2019) anhand
einer detaillierten Analyse der Parteiprogramme der europäischen extre-
men Rechten auf, dass nur die nationalkonservative Strömung (repräsen-
tiert durch Fidesz in Ungarn und PiS in Polen) zu (protektionistischem)
Wirtschaftsnationalismus tendiert. Rechtsextreme Parteien in den Kern-
ländern der europäischen Union hingegen haben eine neoliberale Position
in Wirtschaftsfragen. Das bedeutet, dass sie aufgrund der nationalen wirt-
schaftlichen Stärke für Freihandel eintreten. Becker (2019) bezeichnet
dies als „Freihandelsnationalismus“.

Zugleich haben sich auch Politiker konservativer Mitte-rechts-Parteien
für unterschiedliche protektionistische Maßnahmen ausgesprochen. Zum
Beispiel hat Emmanuel Macron kurz nach den französischen Wahlen „in-
telligenten Protektionismus“ vorgeschlagen, um ausländischen – vor-
nehmlich chinesischen – Einfluss in Europa einzudämmen.60 Ein weiteres
Beispiel ist die im Februar 2019 veröffentlichte deutsche „Nationale Indus-
triestrategie 2030“, in der Wirtschafts- und Energieminister Altmaier eine
aktive Industriepolitik für Deutschland sowie Europa vorschlägt. In diesem
Zusammenhang fordert er die bisherige Regulierung der EU-Wettbe-
werbspolitik mit ordoliberaler Ausrichtung zu lockern, um durch Fusionen
die Entstehung „europäischer Champions“ zu ermöglichen und nicht noch
weiter hinter die US-amerikanischen und chinesischen Industrien in sensi-
blen Bereichen zurückzufallen.61 Nur zwei Wochen später stellte Altmaier
zusammen mit seinem französischen Pendant, Bruno Le Maire, das
deutsch-französische Manifest für die europäische Industriepolitik vor,62 in
dem die wichtigsten Ideen von Altmaiers Dokument für den europäischen
Kontext formuliert werden. Es ist notwendig zu erwähnen, dass Altmaier
und Le Maire zwar betonen, „sich gegen jegliche Form von Protektionis-
mus zur Wehr zu setzen“, aber zugleich „effektive Maßnahmen, um uns
selbst zu schützen“ vorschlagen und die Mitgliedsstaaten auffordern, „Eu-
ropas strategische Technologien und Wirtschaftsgüter zu schützen“.63

Auch wenn Deutschland und Frankreich diese Maßnahmen nicht als pro-
tektionistisch bezeichnen wollen, können sie doch als protektionistisch in-
terpretiert werden. Dasselbe gilt für die europäischen Anti-Dumping-Zölle
gegen China.64

Ordoliberale ÖkonomInnen und PolitikerInnen begannen unverzüglich
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diese Position aufgrund ihrer protektionistischen Elemente anzugreifen
und erhöhten ihre Anstrengungen, als Angela Merkel verkündete, die Stra-
tegie zu unterstützen.65 Der französische Präsident Macron befürwortete
ebenfalls Altmaiers Position. In seinem offenen Brief „Dear Europe, Brexit
is a lesson for all of us: it’s time for renewal“,66 der in 28 Zeitungen in der
Europäischen Union abgedruckt wurde, bekundete er Folgendes:

„Wir können nicht schweigend leiden. Wir müssen unsere Wettbewerbs-
politik reformieren und unsere Handelspolitik neu ausrichten, Unternehmen
die unsere strategischen Interessen und grundlegende Werte, wie zum Bei-
spiel Umweltstandards, Datenschutz oder gerechte Steuerzahlungen ge-
fährden, müssen bestraft oder verbannt werden; und es muss die europäi-
sche Bevorzugung in strategischen Industrien und bei der öffentlichen Be-
schaffung eingeführt werden, wie das unsere amerikanischen und chinesi-
schen Konkurrenten tun.“

Hervorzuheben ist, dass rechtsextremer und konservativer Protektionis-
mus mehrere Charakteristika teilen. Auch wenn zwischen protektionisti-
scher Rhetorik und Praxis unterschieden werden muss, so ist doch ein-
deutig, dass sich der Bezug auf Protektionismus in beiden Lagern
während der letzten Jahre erhöht hat. Der Hauptzweck der vorgeschlage-
nen Maßnahmen ist dabei die Position des eigenen Landes (Rechtsextre-
me) oder Europas (Konservative) in der Weltwirtschaft zu verteidigen. Es
ist auffällig, dass möglicherweise auseinandergehende Interessen von
Kapital und Arbeit in der Debatte ignoriert werden. Außerdem werden die
ungleiche Entwicklung in Europa, die sich in einer Zentrum-Peripherie-
Struktur ausdrückt,67 sowie die durch den europäischen Integrationspro-
zess zunehmende Polarisierung kaum beachtet.68 Darüber hinaus kommt
Europas Rolle im globalen Nord-Süd-Gefälle nie zur Sprache. Obendrein
besteht die Tendenz, dass große nationale und europäische Unterneh-
men gegenüber kleinen und mittleren Unternehmen bevorzugt werden.
Sogar der Bundesverband der Deutschen Industrie kritisierte an Altmaiers
Industriestrategie, dass sie die kleinen und mittleren Unternehmen aus
dem Blick verlieren würde.69 Rechter und konservativer Protektionismus
weisen also einige Gemeinsamkeiten auf.

Progressiver Protektionismus

Linke Vorschläge, die das Wort Protektionismus in den Mund nehmen,
sind rar. Einer von ihnen ist Hines’ (2017) Aufruf zur Implementierung
eines progressiven Protektionismus, um die aktuelle Krise in der Europäi-
schen Union (EU) zu überwinden. Diese Strategie zielt auf die vier „Grund-
freiheiten“ des Kapital-, Waren- und Dienstleistungs- sowie des Personen-
verkehrs ab. Diese Bereiche sollen die nationalen Regierungen wieder
regulieren (dürfen), um dem Aufstieg der extremen Rechten entgegenzu-
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wirken. Abseits der Vereinigten Staaten von Amerika schätzt Hines keine
individuellen Nationalstaaten als stark genug ein, einen solchen progressi-
ven Protektionismus umzusetzen, aber er hält es für die EU als Block für
möglich. Hines (2017) stellt fest, dass

„solch eine ehrgeizige Agenda die Kooperation zwischen regionalen
Nachbarn verlangen wird und die Umorientierung der Endziele von (Entwick-
lungs-)Zusammenarbeits- und Handelsspielregeln, um dabei zu helfen, lo-
kale Ökonomien und lokale Kontrolle weltweit wiederaufzubauen. Das wird
es Ländergruppen wie der Europäischen Union ermöglichen, offene Gren-
zen und internationale Wettbewerbsfähigkeit herauszufordern und sich so-
mit selbst aus der Exportabhängigkeit zu befreien.“70

Hines schlägt also einen partiellen Rückzug der EU-Länder vom Welt-
markt vor, der mit einer Umgestaltung der vorherrschenden Außenpolitik,
Handelsbeziehungen und Entwicklungszusammenarbeit mit dem globa-
len Süden einhergeht. Die Umorientierung von Entwicklungshilfe- und
Handelsspielregeln soll den Wiederaufbau von lokalen Ökonomien beför-
dern und lokale Kontrolle wiederherstellen, während der globale Handel
schrumpfen soll. Zu diesem Zweck schlägt er die Einführung progressiver
Politiken, zum Beispiel zur fairen Besteuerung, zur Begrenzung von Waf-
fenhandel, zur Dekarbonisierung der Wirtschaft und zur Verringerung des
Ressourcenverbrauchs vor.71 Außerdem fordert Hines die Kontrolle und
lokale Verankerung des Finanzwesens, Umverteilung durch die Steuer-
systeme, die Einführung einer „Hier niederlassen und hier verkaufen“-Poli-
tik für die weiterverarbeitende Industrie und Dienstleistungen auf der
nationalen oder regionalen Ebene sowie die Einführung lokaler Wettbe-
werbspolitik, um Monopole in den besser geschützten Volkswirtschaften
zu beseitigen.72

Laut Hines stellt die Bewegungsfreiheit von Kapital, Gütern, Dienstleis-
tungen und Arbeitskräften ein zentrales Entwicklungshemmnis für den
globalen Norden und den globalen Süden dar. Er argumentiert, dass die
Linke sich um jene kümmern sollte, die wegen „unzureichend kontrollierter
Massenmigration“ besorgt sind. Diesbezüglich verlautbart er: „Die Besorg-
nis ist real und muss politisch anerkannt werden. Nur wenn dies geschähe,
würde eine Bewegung gegen die negativen Effekte der Globalisierung
möglich.“73 In diesem Kontext kritisiert er auch die innereuropäische Mi-
gration, weil „die gegenwärtig geöffneten Grenzen innerhalb Europas mit
der Bewegungsfreiheit für Arbeitskräfte undemokratisch und anti-interna-
tionalistisch sind, da sie den ärmeren Ländern die Klügsten und Besten
stiehlt, zum Beispiele ihre ÄrztInnen und KrankenpflegerInnen“.74 Aus die-
sem Grund argumentiert Hines, dass der Römische Vertrag von 1957 (der
die Einführung der vier „Freiheiten“ enthält) durch einen „Heimatvertrag
europaweit“ („Treaty of Home Europe-wide“) ersetzt werden sollte.

Die EU-Regierungen sollten durch Grenzkontrollen neuen Spielraum
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bekommen, ihre Ökonomien wiederaufzubauen, sich auf die Schaffung
von Arbeitsplätzen zu konzentrieren und ihre lokalen wirtschaftlichen Akti-
vitäten zu stärken, um

„den Nationalökonomien die Rediversifizierung zu ermöglichen und durch
die Maximierung ihrer lokalen ökonomischen Aktivitäten zu gedeihen. Hei-
mische Unternehmen und Finanzressourcen würden dann die Bedürfnisse
der Mehrheit der Gesellschaft in allen Ländern befriedigen. Sie werden dies
auf eine Weise tun, sodass die Ungleichheit und Machtasymmetrien verrin-
gert, soziale und Jobsicherheit erhöht und die Umwelt angemessen ge-
schützt werden. Die Zukunftsaussicht solcher wirtschaftlicher Verbesserun-
gen für die Mehrheit könnte breite politische Unterstützung von den Linken
über die Mitte, die Grünen hin zu Konservativen zur Folge haben.“75

Laut Hines (2017) sind seine Forderungen fortschrittlich, weil diese poli-
tischen Maßnahmen „dem demokratischen Wunsch der Mehrheit entspre-
chen“,76 die sozialen Rahmenbedingungen innerhalb und zwischen den
Staaten verbessern – besonders die ärmeren Staaten betreffend – und
weil sie den Umweltschutz erhöhen.

Während protektionistische Maßnahmen nicht notwendigerweise rechts
sind,77 ist es für die Linke eher untypisch, dass sie ihre Entwicklungsstrate-
gie mit dem Etikett des „Protektionismus“ kennzeichnet. Unterschiedliche
AkteurInnen im globalen Süden und im globalen Norden haben die hierar-
chisierte Eingliederung in die transnationale Arbeitsteilung sowie die so-
zialen, politischen und ökonomischen Folgen kritisiert. Sie haben jedoch
traditionell protektionistische Maßnahmen als Mittel zum Zweck gesehen.
Das Ziel bestand nicht in der Abschottung, sondern im Aufbrechen der be-
stehenden Abhängigkeitsverhältnisse, die sich in Produktions- und Han-
delsspezialisierungsmustern sowie in politischer und militärischer Unter-
drückung durch die (ehemaligen) Kolonialmächte zeigten. Wissenschaft-
lerInnen und AktivistInnen sprachen sich für „autozentrierte Entwicklung“
(Amin, Galtung, Senghaas) und – in jüngerer Zeit – für „Deglobalisierung“
(Bello) aus, um diese Beziehungen neu zu gestalten. Bei all diesen Vor-
schlägen spielt die „Trennung“ (delinking) (Amin), „Abkopplung“ (Galtung)
oder „Dissoziation“ (Senghaas) von den die Weltmärkte dominierenden
Kernländern eine Rolle, da autozentrierte Entwicklung nur dadurch mög-
lich würde. Bello streicht sogar explizit die Notwendigkeit des Einsatzes
protektionistischer Maßnahmen zu diesem Zweck hervor. Im folgenden
Kapitel werden wir die Hauptanliegen von Ansätzen autozentrierter Ent-
wicklung diskutieren. Während viele dieser Ansätze als Strategien vom
und für den globalen Süden diskutiert wurden, lassen sich in jüngerer Zeit
auch in peripheren Regionen des globalen Nordens ähnliche Strategien
beobachten.
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Strategien autozentrierter Entwicklung

Ungefähr zur selben Zeit, als in Lateinamerika die importsubstitutierende
Industrialisierung praktiziert wurde, diskutierte die aus afrikanischen und
asiatischen Länder zusammengesetzte Blockfreie Bewegung einen ande-
ren Ansatz: jenen der autozentrierten Entwicklung (auf Englisch: „self-reli-
ant development“). Ein zentraler Bestandteil dieser Strategie war die se-
lektive Abkopplung vom Weltmarkt (auch: Dissoziation), die natürlich auch
Protektionismus erfordert. Allerdings wurde der Einsatz protektionisti-
scher Maßnahmen aufgrund ganz bestimmter Beweggründe gewählt,
nämlich der Annahme, dass eine Verringerung der Abhängigkeit der glo-
balen Peripherien von den Zentren nur durch eine gezielte Reduzierung
der Einbindung in die transnationale Arbeitsteilung erfolgen könnte. In
manchen Varianten waren die Ziele viel weitergehender als jene des bis-
her erwähnten Protektionismus, der vor allem auf nachholende Industriali-
sierung oder die Verhinderung des Abstiegs am globalen Markt abzielte.
Eine Ausnahme stellt der Vorschlag von Hines dar, der – mit wichtigen
Einschränkungen – gewisse Ähnlichkeiten zur Strategie aufweist, die wir
fortan diskutieren werden. Es handelt sich dabei um eine breitere Entwick-
lungsstrategie, die lokale und regionale Wirtschaftskreisläufe fördert, vor
allem in jenen Bereichen, die die menschlichen Grundbedürfnisse befrie-
digen. Der Vorschlag wurde im globalen Süden erarbeitet und hat eine in-
ternationalistische Ausrichtung, die ungleiche Entwicklung auf globaler,
regionaler, nationaler und lokaler Ebene herausfordert.

Die Idee der autozentrierten Entwicklung beruhte auf drei grundlegen-
den Prinzipien: 1) Im Zentrum dieses Ansatzes befand sich das Entwick-
lungsideal der autozentrierten Entwicklung, die sich vorrangig auf die eige-
nen Ressourcen stützen sollte. Dadurch sollte die Überwindung der
vorherrschenden Abhängigkeitsbeziehungen möglich werden. 2) Es war
vorgesehen, verschiedene Formen der Süd-Süd-Kooperation im Rahmen
dieses Ansatzes zu praktizieren. Dies wurde als „kollektive autozentrierte
Entwicklung“ (im Englischen: „collective self-reliance“) bezeichnet. 3) Auf
internationaler Ebene wurde die Durchsetzung einer „Neuen Internationa-
len Wirtschaftsordnung“ (NIWO) angestrebt, die die Machtgefälle in den
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zugunsten der peripheren Länder
verschieben sollte, um nachholende Entwicklung zu ermöglichen.78 Wäh-
rend die offiziellen VertreterInnen der Blockfreien Bewegung vor allem das
Ziel verfolgten, für die Perhipherie „ein größeres Stück des Kuchens“ he-
rauszuholen, formulierten Samir Amin, Dieter Senghaas und Johan Gal-
tung eine radikalere Position, die durch den lateinamerikanischen Depen-
denz-Ansatz inspiriert war.79

Der Ägypter Samir Amin, der Deutsche Dieter Senghaas und der Norwe-
ger Johan Galtung teilten die Sichtweise, dass es unter kapitalistischen
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Bedingungen nicht möglich sein würde, die Bedürfnisse der Massen in
den Ländern der Peripherie zu befriedigen. Gestützt auf die Theorie des
peripheren Kapitalismus argumentierten sie für selektive Abkopplung vom
Weltmarkt, um alternative Wirtschaftsstrukturen aufbauen zu können, die
nicht auf der kapitalistischen Produktionsweise beruhten und nicht globale
Abhängigkeitsbeziehungen reproduzierten. Das Ziel war es, den neu ge-
wonnen Entwicklungsspielraum zu nutzen, um eng verknüpfte Produk-
tionskreisläufe zwischen der Landwirtschaft, Kapitalgüter- und Konsum-
güterindustrien zu schaffen. Senghaas bezieht sich explizit auf Lists Vor-
schlag für eine Entwicklungsstrategie, die die Landwirtschaft und die weiter-
verarbeitende Industrie verbindet. Besonders wichtig scheint ihm in diesem
Kontext die Schaffung und Förderung von jenen Industrien oder Leitsekto-
ren, die De Bernis als „industrialisierende Industrien“ bezeichnete: Eisen
und Stahl; Maschinenbau; Metallindustrie; chemische Industrie und Ener-
gieindustrie. Diese Industrien würden eine Vorbedingung für autonome
Entwicklung darstellen. Auf diese Weise sollte eine neue sozioökonomi-
sche räumliche Struktur entstehen, die auch die inneren Abhängigkeitsbe-
ziehungen zwischen Wachstumspolen und Hinterland veränderte sowie
die kapitalistischen Eigentumsverhältnisse in Frage stellte.80 Die neu ge-
schaffenen, kleineren Einheiten sollten untereinander horizontale Bezie-
hungen auf Augenhöhe herausbilden. Regionale oder subregionale Ko-
operation zwischen peripheren Ökonomien auf demselben Entwicklungs-
stand sollte zu einem wichtigen Antrieb für die antikapitalistischen Projekte
werden. Dennoch betonten alle drei Denker, dass autozentrierte Entwick-
lung nicht mit Selbstversorgung oder Autarkie gleichgesetzt werden dürfe.
Laut Senghaas ist „die Dissoziation der Peripherien aus dem Weltmarkt
[eine Voraussetzung], wobei selektive Kooperation mit den Metropolen
dann sinnvoll und erstrebenswert ist, wenn durch sie eine nicht-diskrimi-
nierende Arbeitsteilung gefördert wird“.81 Jedoch hob er auch hervor, dass
die Umsetzung der von ihm vorgeschlagenen Strategie zu einer relevan-
ten Kontraktion des Nord-Süd-Handels führen würde.82

Die drei Autoren betonten allerdings unterschiedliche Dimensionen der
autozentrierten Entwicklung. Samir Amin hat sich wiederholt für die Kom-
bination von nationaler Autonomie, kollektiver Self-Reliance und einer
neuen Weltwirtschaftsordnung stark gemacht. Seiner Meinung nach wäre
die Umsetzung dieser Ziele nur durch den sozialistischen Bruch mit dem
Kapitalismus möglich. Galtung hingegen sah sich selbst nicht als Sozialist
an, aber er bezeichnete autozentrierte Entwicklung als „zutiefst antikapita-
listisch“.83 Amin wurde stark von den nationalen Befreiungsbewegungen
in Afrika beeinflusst. Aus diesem Grund maß er der nationalen Souveräni-
tät große Bedeutung zu: „[E]ine echte autozentrierte Entwicklung ist not-
wendigerweise jene des Volkes (…). [E]ine volksgeleitete (‚popular‘) Ent-
wicklung kann nur national und autozentriert sein.“84 Diese Position behielt
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Amin bis zum Ende seines Lebens bei.85 Senghaas und Galtung vertraten
hingegen einen stärker multiskalar ausgerichteten Ansatz. Autozentrierte
Entwicklung war für sie weder ausreichend noch der lokalen oder regiona-
len Self-Reliance vorgelagert oder überlegen. Vielmehr argumentierten
sie für eine „Bottom-Up“-Strategie, in der lokale Self-Reliance die zentrale
Rolle einnehmen sollte. Lokale wirtschaftliche Aktivitäten sollten sich
dabei vor allem auf lokale Ressourcen stützen und ihr Einsatz durch lokale
demokratische Entscheidungen festgelegt werden, aber sich auch in eine
breitere Entwicklungsstrategie eingliedern.86 Allerdings betonte Galtung
ebenfalls, dass autozentrierte Gemeinschaften auf dem Gebiet nicht auto-
zentriert ausgerichteter Nationen vielleicht „nicht die ausreichende Stärke
hätten, um wirtschaftlichen Aggressionen von außen standzuhalten“.87

Außerdem könne nur der Staat Wirtschaftskreisläufe verwalten, die über
die lokale Ebene hinausgingen.88 Aus diesem Grund beschränkten sie ihr
Konzept autozentrierter Entwicklung nicht auf die lokale Ebene, obwohl
sie davon ausgingen, dass sich „nur auf der lokalen Ebene Self-Reliance
im eigentlichen Sinn als Handlungspraxis der Massen (‚mass action‘) he-
rausbilden könnte“.89 Galtung hielt dazu fest:

„Die Idee wäre also, dass lokale Self-Reliance genauso von nationaler
Self-Reliance geschützt werden muss, wie nationale durch regionale Self-
Reliance, [aber] der eigentliche Zweck, der raison d’être der letzten beiden
die Bereitstellung einer Basis für lokale Self-Reliance ist, und der raison
d’être von dieser wiederum ist menschliche Self-Reliance, die Self-Reliance
vom Individuum und/oder der Gruppe.“90

Für das Thema unseres Artikels sind besonders Galtungs Ausführungen
zu ökonomischer Subsidiarität von Bedeutung. Laut dem Autor sollen Ge-
meinschaften jedes Produkt, das sie herstellen, auf der niedrigst mögli-
chen Ebene produzieren und sich dabei auf ihre eigenen Ressourcen stüt-
zen. Dies gelte nicht nur für landwirtschaftliche Produkte, sondern auch für
weiterverarbeitete Güter. Der Produktion vorgelagert sollten demokrati-
sche Prozesse festlegen, welche Güter die Gesellschaft wirklich benötigt.
In diesem Zusammenhang schlug Galtung vor, den Gebrauchswert ge-
genüber dem Tauschwert zu priorisieren. Konsequent angewendet würde
diese Strategie sowohl zu einer Re-Diversifizierung der Wirtschaftsstruk-
tur führen, als auch zu einem Wandel der Produktions- und Konsummus-
ter. Ausschließlich Güter, die nicht auf der lokalen Ebene produziert wer-
den könnten, sollten innerhalb des Nationalstaats gehandelt werden und
nur, was eine Nation selbst nicht herstellen könnte, sollte sie aus der Re-
gion importieren. Galtung hob die ökologischen und sozialen Vorzüge
dieser Strategie hervor: Transportwege und unnötiger Handel würden ver-
ringert. Außerdem würde es einfacher werden, Produktionsketten zu kon-
trollieren und der Entfremdung am Arbeitsplatz würde durch die Verkür-
zung von Wirtschaftskreisläufen vorgebeugt. Darüber hinaus würde dieser
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Vorschlag die völlige Ausschöpfung der lokalen Kapazitäten garantieren,
die im Kapitalismus üblicherweise durch Handel umgangen wird.91

Self-Reliance hat außerdem eine starke politische Dimension. Laut Gal-
tung ist es notwendig, für die Durchsetzung von autozentrierter Entwick-
lung zu kämpfen. Die Ebene, auf der der politische Kampf beginnen solle,
würde sich aber aus der jeweiligen politischen Situation ergeben. Galtung
sprach sich dafür aus, jede verfügbare Möglichkeit zu nutzen, insbesonde-
re wenn die Kräfte („forces“) der Abhängigkeit sich verringern würden –
unabhängig davon, ob das auf der lokalen, nationalen oder internationalen
Ebene der Fall wäre.92 Autozentrierte Entwicklung würde auf Selbsteman-
zipation und Massenmobilisierung beruhen. Aus diesem Grund hielt Gal-
tung fest, dass es „keinen Weg in Richtung Self-Reliance gibt – Self-Reli-
ance ist der Weg“.93 Außerdem betonte er, dass Self-Reliance „nicht auf
Kosten anderer gelebt werden könnte“.94 Aus diesem Grund hatte Galtung
auch keine Einwände dagegen, dass linke Bewegungen im globalen Nor-
den selbst Self-Reliance anstrebten – ganz im Gegenteil. Galtung konnte
dieser Idee etwas abgewinnen, weil regionale Self-Reliance der Zen-
trumsländer – neben den positiven Effekten vor Ort – die Peripherie dazu
bringen würde, selbst einen stärker autozentrierten Entwicklungsweg ein-
zuschlagen:95

„[S]elf-Reliance in den Zentren, besonders wenn sie auf der lokalen Ebene
praktiziert wird, gibt auch dem überentwickelten, kapitalistischen Westen die
Möglichkeit viel von dem zurückzugewinnen, das in letzter Zeit verloren ging:
das Gefühl, das lokale Schicksal selbst meistern zu können, die Mobilisie-
rung lokaler Kreativität, weniger Abhängigkeit von ExpertInnen, weniger
Klientelisierung im Allgemeinen, neue Technologien (…) mit kleineren Wirt-
schaftskreisläufen, die stärker mit ökologischen Kreisläufen mittlerer Reich-
weite [und] Massenbeteiligung abgestimmt sind (…). Eine Senkung aus-
schließlich des materiellen Lebensstandards ist ein sehr geringer Preis da-
für.“96

Mit der Umstrukturierung der Weltwirtschaft im Zuge der jüngsten Globa-
lisierungsphase unter neoliberalen Vorzeichen, institutionalisiert durch
den Washingtoner Konsens und parallel zum Ende des Systemkonflikts,
wurden auch die Debatten rund um emanzipatorische Entwicklung der
globalen Peripherien in Diskurs und Praxis zurückgedrängt. Ideen der au-
tozentrierten Entwicklung wurden allerdings von der Alter- oder Anti-Glo-
balisierungsbewegung während der 1990er- und 2000er-Jahre wieder
aufgegriffen. Hannes Hofbauer und Andrea Komlosy argumentierten zum
Beispiel für die Schaffung einer „Welthauswirtschaft“. In ihrem Vorschlag
beziehen sie sich explizit auf das Konzept der ökonomischen Subsidiari-
tät, das sie gegenüber jenem der politischen Subsidiarität vorziehen.97 Ein
anderer Versuch die Diskussion über die angemessene Dimension von
Wirtschaftskreisläufen wiederzubeleben, stammt von Walden Bello (2009).
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Er tritt für eine bewusst herbeigeführte Deglobalisierung ein, indem die
Produktion auf den Binnenmarkt orientiert wird, ökonomische Subsidiarität
praktiziert wird, Handelspolitik zum Schutz lokaler Ökonomien eingesetzt
wird und Industriepolitik die Herausbildung weiterverarbeitender Indus-
trien fördert. Die Produktion soll auf qualitätsvolle Produkte fokussieren
und nicht auf die Stimulierung von Wirtschaftswachstum aus sein. Auch
die Notwendigkeit der Umverteilung von Land und Einkommen, des Wan-
dels der Eigentumsverhältnisse hin zu einer „gemischten Wirtschaft“, in
der die Zivilgesellschaft die Tätigkeiten des privaten Sektors und des
Staates überwacht, sowie die Einführung von Wirtschaftsdemokratie wer-
den von Bello angeführt.

Während sich die Debatte um autozentrierte Entwicklung stark auf der
theoretischen Ebene abspielte und nur vereinzelt in die Praxis umgesetzt
wurde,98 hat sich in den letzten Jahren in den peripheren Regionen Eng-
lands ein Ansatz in der Praxis durchgesetzt, der verblüffende Ähnlichkei-
ten mit Self-Reliance aufweist. Rund um den Think-and-Do-Tank „Centre
for Local Economic Strategies“ (CLES) haben sich im Nordwesten Eng-
lands Initiativen herausgebildet, die auf „Community Wealth Building“
(etwa: Wohlstand in der Gemeinschaft auf- und ausbauen) abzielen. Zen-
tral sind für diesen Ansatz öffentliche Einrichtungen, sogenannte Ankerin-
stitutionen, die über fortschrittliche Beschaffung und Auftragsvergabe die
lokale Wirtschaft wiederbeleben und soziale, ökologische und Arbeits-
standards durchsetzen. Durch die Förderung von Kooperativen werden
die Eigentumsverhältnisse vor Ort verschoben.99 Aktuell praktizieren 33
Gemeinden und Stadtbezirke in Großbritannien Community Wealth Buil-
ding. Die konkrete Ausprägung der Maßnahmen wird dabei gemeinsam
mit den lokalen AkteurInnen erarbeitet und kann deshalb nur in einer sehr
allgemeinen Form wiedergegeben werden. Besonders bekannt wurde der
Ansatz in letzter Zeit durch die nordwestenglische Stadt Preston, weshalb
der Ansatz manchmal auch als „Preston Model“ bezeichnet wird.100

Wie bereits erwähnt, wird das öffentliche Beschaffungswesen beim
Community Wealth Building für progressive Zwecke eingesetzt.101 In un-
serer sehr weiten Definition von Protektionismus am Beginn des Artikels
wurden auch nicht-tarifäre Handelshemmnisse, die sich auch auf Dienst-
leistungen, nicht nur auf Waren beziehen können – zum Beispiel im Be-
reich der öffentlichen Beschaffung –, als protektionistische Maßnahmen
angesehen. Entlang dieser Argumentationslinie wurde auch der Prestoner
Stadtrat bezichtigt, „lokalen Protektionismus“ zu betreiben. Diesen Vor-
wurf wies der Stadtrat mit dem Verweis darauf zurück, dass das öffentliche
Beschaffungswesen kein Nullsummenspiel wäre und dass außerdem
keine schlechteren AuftragsnehmerInnen ausgewählt würden, sondern
nur jene, die bei „Preis, Leistung und Qualität“ mithalten könnten. Der
Stadtrat ging sogar noch weiter und strich hervor, dass sein Ansatz kleinen
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und mittleren Unternehmen aus Lancashire es erst erlauben würde, mit
transnationalen Konzernen oder großen Betrieben aus dem Großraum
London in Ausschreibungen zu konkurrieren. Dies würde zu einer ausge-
glicheneren wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Großbritannien
führen.102 Die Ergebnisse der letzten Jahre in Preston zeigen außerdem,
dass die Gelder zum Großteil von Multinationalen in London zurück nach
Preston flossen und nicht aus den nördlichen Nachbarbezirken abgezo-
gen wurden.103

Die Strategie des Community Wealth Building ist also ein gutes Beispiel
dafür, wie sich AkteurInnen protektionistischer Maßnahmen bedienen, um
ihre Bevölkerung zu schützen und dabei zugleich einen ausgeglicheneren
Wettbewerb zwischen starken transnationalen AkteurInnen und schwä-
cheren lokalen AkteurInnen herstellen. Die Frage ist also, ob in diesem
Fall nicht erst der Einsatz von protektionistischen Maßnahmen den Weg
für wahren Wettbewerb ebnet.

Progressiver Protektionismus – ein Widerspruch in sich?

Unser Überblick über vergangene und gegenwärtige Diskurse und Prak-
tiken bezüglich protektionistischer Maßnahmen zeigt, dass weder eine te-
leologische oder auch nur lineare Entwicklung von Protektionismus zu
Freihandel stattgefunden hat, noch Protektionismus mit Wirtschaftsnatio-
nalismus gleichgesetzt werden kann. Ebenso sind nationalistische Kräfte
nicht zwingend die TrägerInnen protektionistischer Politiken. Ausgehend
von den mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Ökonomien in Europa, die
stark auf lokale Produktions- und Konsumkreisläufe ausgerichtet waren,
entwickelte sich Protektionismus vielmehr erst in Antwort auf die räumli-
che Entgrenzung der vielschichtigen Zollregime am Übergang von Pro-
toindustrie zur Fabrikindustrie in Europa während des 17. und 18. Jahr-
hunderts. Dabei spielte die zunehmende Konkurrenz in der frühneuzeitli-
chen Globalisierung, beispielsweise zwischen Spanien und Großbritan-
nien einerseits und Indien und China andererseits, eine wichtige verstär-
kende Rolle.

So wie bis in das 18. Jahrhundert Zölle in vielen europäischen Staaten
an lokalen, regionalen und staatlichen Grenzen eingehoben wurden, kön-
nen auch protektionistische Maßnahmen auf verschiedenen räumlichen
Ebenen angesiedelt werden, wie es das Beispiel Preston eindrücklich vor-
macht. Allerdings sind rein lokale Modelle nur begrenzt tragfähige Lösun-
gen, die gesamtstaatliche oder darüberhinausgehende suprastaatliche
Koordinierung und Regulierung benötigen. Dabei ist es immer entschei-
dend, eine soziale bzw. klassenbasierte Perspektive einzunehmen, um
sowohl den Zweck als auch die InitiatorInnen und die Begünstigten protek-
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tionistischer Maßnahmen sichtbar zu machen. Für progressive Zwecke
eingesetzte protektionistische Maßnahmen können hier eine Strategie zur
Überwindung sozialer, zwischenräumlicher und ökologischer Ungleichhei-
ten unterstützen, wenn die Position des jeweiligen Staates in der transna-
tionalen Arbeitsteilung kritisch reflektiert wird. Während eine solche Refle-
xion in den in der Arbeitsteilung untergeordneten Staaten häufig stattfin-
det, ist ein solche Betrachtungsweise gerade für die Länder des globalen
Nordens von zentraler Bedeutung, wenn sie ihre eigene Dominanz kritisch
hinterfragen wollen.

Ausgehend von einer derartigen kritischen Analyse gilt es, die Ziele
einer progressiven Entwicklungsstrategie zu formulieren, für die insbeson-
dere die Frage der Verteilung bzw. die Verringerung der sozialen Un-
gleichheit zentral ist. Dabei muss die Frage nach den sozial bzw. klassen-
spezifisch unterschiedlichen Auswirkungen von protektionistischen Maß-
nahmen nicht nur in Bezug auf die jeweilige national gedachte Gesell-
schaft gestellt werden, sondern aus einer internationalistischen Haltung104

heraus beantwortet werden. Der Minimalkonsens sollte zumindest sein,
dass Protektionismus nicht auf Kosten anderer erfolgt, wie dies beispiels-
weise beim Einsatz protektionistischer Maßnahmen im Rahmen europäi-
scher Kolonialherrschaft in Amerika der Fall war. Ein selektiver Rückzug
der Länder des globalen Nordens vom Weltmarkt würde auch den Län-
dern des globalen Südens neuen Entwicklungsspielraum bieten. In der
Folge könnten dann neue, horizontale (= gleichberechtigte) Kooperations-
beziehungen entstehen, in denen sich periphere Gebiete des globalen
Norden mit jenen des globalen Südens verbinden und in denen die rei-
cheren Gemeinden, Nationen und Regionen bereit sind, die Früchte des
Austauschs jenen zu überlassen, die sie dringender brauchen, auch wenn
sie sich außerhalb des Landes oder sogar außerhalb der Region befin-
den.105

Auch stellt sich aufgrund der theoretischen Konzepte ausgehend von
List über Graham zu Reinert die Frage nach der zeitlichen Dimension pro-
tektionistischer Maßnahmen. Sollen diese im Sinn der List’schen Erzie-
hungszölle nur für die Etablierung von wettbewerbsfähigen Branchen und
Sektoren im Rahmen einer aufholenden oder nachholenden Entwicklung
erfolgen106 oder tatsächlich längerfristige Instrumente einer regulierten Ar-
beitsteilung auf globaler Ebene werden, so wie es Graham und Reinert
suggerieren? Selbst wenn eine progressive Entwicklungsstrategie sich
eher für den zweiten Weg entscheidet, stellt sich die Frage, ob Zollschutz
für alle Sektoren oder für ausgewählte Branchen und/oder Sektoren gelten
soll. Auch die Debatte rund um autozentrierte Entwicklung sprach sich
häufig für „selektive“ und nicht für vollständige Abkopplung aus. Dies ist
insbesondere mit der Frage verbunden, welche Güter stärker in regionalen
und lokalen Produktionskreisläufen hergestellt werden können und sollen

199

46. Jahrgang (2020), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft



und welche Waren auf grenzüberschreitende Arbeitsteilung weiterhin an-
gewiesen sein werden – insbesondere aufgrund kapital- und wissensin-
tensiver Produktionsschritte. Aus vergangenen Epochen wird dabei deut-
lich, dass die Balance zwischen der Mobilisierung von Ressourcen in
einem größer ausgreifenden räumlichen Zusammenhang und der Abgren-
zung vor globaler oder suprastaatlicher Konkurrenz jeweils neu ausge-
messen werden muss. Auf jeden Fall muss eine progressiv-protektionisti-
sche Entwicklungsstrategie die Frage nach Eigentumsverhältnissen be-
rücksichtigen, um die Entstehung von Monopolen, wie sie historisch im
Agrarsektor ausgemacht wurden, zu verhindern. Eine Demokratisierung
bzw. gesellschaftliche Mitgestaltung der Eigentumsverhältnisse, die eine
Kontrolle von Großkonzernen beinhaltet, scheint hier eine wichtige Rolle
einzunehmen. Ebenso wird eine progressive Strategie bei der immer stär-
ker werdenden Finanzialisierung sich nicht ausschließlich auf Güterströ-
me konzentrieren können, sondern auch Kapitalströme miteinbeziehen
müssen.
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Zusammenfassung

Seit Anbeginn der Industrialisierung befinden sich BefürworterInnen des Freihandels
und des Protektionismus in einer zyklischen Auseinandersetzung. Die dominierende Posi-
tion sowie die sie unterstützenden politischen und ökonomischen Kräfte haben sich aber
über die Zeit verändert. Infolge der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2007/2008 haben
rechte Kräfte zunehmend die neoliberale Ideologie mit ihrer Freihandelsrhetorik herausge-
fordert, indem sie sich für Protektionismus ausgesprochen haben. Die Reaktion von kon-
servativen, liberalen und zum Teil auch linken Kräften war häufig, Protektionismus mit Wirt-
schaftsnationalismus und öfters auch mit rechter Ideologie gleichzusetzen. Dabei wurde
und wird übersehen, dass auch progressive Entwicklungsstrategien sich häufig protektio-
nistischer Maßnahmen bedient haben. Aus diesem Grund setzen wir uns in diesem Artikel
mit folgender Frage auseinander: Welche zentralen Motive für die Anwendung protektio-
nistischer Maßnahmen lassen sich über die Zeit identifizieren, wer waren die Trägergrup-
pen, und welche Folgen hatten die Maßnahmen? Wir beantworten diese Frage anhand
einer historisch-vergleichenden Perspektive und analysieren Fallbeispiele innerhalb und
außerhalb Europas.
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Abstract

Since the beginning of industrialization, supporters of free trade and protectionism have
been in a cyclical conflict. The dominant position, as well as the political and economic
forces supporting it, have changed over time. As a result of the economic and financial cri-
sis of 2007/2008, right-wing forces have increasingly challenged the neoliberal ideology
with its free trade rhetoric by pronouncing in favour of protectionism. The reaction of con-
servative, liberal and sometimes left-wing forces has often been to equate protectionism
with economic nationalism and, in some cases, with right-wing ideology. This overlooks the
fact that progressive development strategies have often applied protectionist measures.
For this reason, we will deal with the following question in this article: Which central motives
for the application of protectionist measures can be identified over time, who were the sup-
porting groups and what were the consequences of the measures? We answer this ques-
tion from a historical-comparative perspective and analyse different case studies inside
and outside of Europe.

Schlüsselbegriffe: Protektionismus, Freihandel, Zollpolitik, Wettbewerb, progressive
Entwicklungsstrategie, Deglobalisierung, autozentrierte Entwicklung, Preston Model, Com-
munity Wealth Building

Key words: Protectionism, Free trade, Customs Policy, Competition, Progressive Deve-
lopment Strategy, Deglobalisation, Self-reliant Development.
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